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Synopse zur Überarbeitung der Geschäftsordnung des Kreistags des Rhein-Sieg-
Kreises 
 
 
 
Geschäftsordnung (bisherige Fassung) 
 

Geschäftsordnung (Vorschlag neue 
Fassung) 

Geschäftsordnung für den Kreistag des 
Rhein-Sieg-Kreises vom 01. Oktober 
1999, zuletzt geändert am 23.06.2020 

Geschäftsordnung für den Kreistag des 
Rhein-Sieg-Kreises vom __.__.2021 

Präambel 
Aufgrund des § 32 Abs. 2 der Kreisord-
nung für das Land Nordrhein-Westfa-
len – KrO NRW - in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NW. 1994, Seite 646), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 25.11.1997 
(GV.NRW. S.422) hat der Kreistag des 
Rhein-Sieg-Kreises in seiner Sitzung am 
30.03.2000 die folgende Geschäftsord-
nung beschlossen: 

Präambel 
Aufgrund des § 32 Abs. 2 der Kreisord-
nung für das Land Nordrhein-Westfa-
len – KrO NRW - in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NW. 1994, Seite 646), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 29. September 
2020 (in Kraft getreten am 01. Okto-
ber 2020) bzw. durch Gesetz vom 18. 
Dezember 2018 (in Kraft getreten am 
01. November 2020) hat der Kreistag 
des Rhein-Sieg-Kreises in seiner Sitzung 
am __.__.2021 die folgende Geschäfts-
ordnung beschlossen: 
 

§ 1 Einberufung des Kreistages 
 

(1) Der Kreistag wird durch den 
Landrat mit einer Ladungsfrist 
von mindestens zehn Kalender-
tagen schriftlich einberufen. Die 
Frist gilt als gewahrt, wenn die 
Einladung elf Tage vor der Sit-
zung zur Post gegeben wird. In 
dringenden Fällen kann die La-
dungsfrist abgekürzt werden. 
 

(2) Ist der Landrat an der Einberu-
fung verhindert, so beruft der 
allgemeine Vertreter/die allge-
meine Vertreterin den Kreistag 
ein. 

§ 1 Einberufung des Kreistages 
 

(1) Die Einberufung des Kreistages 
durch den Landrat/die Landrä-
tin erfolgt mit einer Ladungs-
frist von mindestens zehn Ka-
lendertagen; in dringenden Fäl-
len kann sie verkürzt werden. 
 
 
 
 

Vgl. § 1 Abs. 4 n.F. 
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(3) Aus der Einladung müssen Ort, 
Zeit und Tagesordnung der Sit-

 
(2) Die Einberufung erfolgt auf 

elektronischem Weg durch Be-
reitstellung der Unterlagen im 
Kreistagsinformationssystem. 
Die Einladung gilt als rechtzeitig 
erfolgt, wenn sie spätestens am 
Tag des Ablaufs der Ladungs-
frist zur Verfügung steht. Die 
Kreistagsmitglieder sollen hier-
über per E-Mail an eine von 
ihnen angegebene E-Mail-Ad-
resse benachrichtigt werden. 
Alles Nähere zum Zugriff auf 
das Kreistagsinformationssys-
tem regelt Anlage 1 dieser Ge-
schäftsordnung.  
 

(3) Abweichend von Absatz 2 kann 
einem Kreistagsmitglied die 
Einladung schriftlich übermit-
telt werden, wenn eine Über-
mittlung auf elektronischem 
Weg nicht möglich ist oder ein 
Kreistagsmitglied dies schrift-
lich beantragt. In diesem Fall 
gilt die Einladung als rechtzeitig 
erfolgt, wenn sie spätestens ei-
nen Tag vor Ablauf der La-
dungsfrist zur Post gegeben o-
der am Tag des Ablaufs der La-
dungsfrist durch Boten/Botin 
zugestellt worden ist. 
 

(4) Ist der Landrat/die Landrätin 
verhindert, so beruft der/die all-
gemeine Vertreter/in den Kreis-
tag ein. 
 

(5) Aus der Einladung müssen sich 
Ort, Zeit und Tagesordnung der 
Kreistagssitzung ergeben. Die 
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zung hervorgehen. Die Tages-
ordnung gliedert sich in einen öf-
fentlichen und bei Bedarf in ei-
nen nichtöffentlichen Teil. Die 
Tagesordnung kann durch Nach-
träge ergänzt werden; diese sol-
len den Abgeordneten mindes-
tens drei Kalendertage vor Sit-
zungsbeginn vorliegen. Erläute-
rungen zur Tagesordnung sind 
grundsätzlich der Einladung bei-
zufügen oder kurzfristig nachzu-
reichen. 
 

(4) Ort, Zeit und Tagesordnung so-
wie Nachträge werden in der 
nach der Hauptsatzung vorge-
schriebenen Form veröffent-
licht. 
 

(5) Der Beginn der Kreistagssitzun-
gen wird grundsätzlich auf 16.00 
Uhr festgesetzt. Im Einzelfall 
kann von der festgesetzten Zeit 
abgewichen werden. Sitzungsort 
ist grundsätzlich der Sitz der 
Kreisverwaltung, Siegburg, es 
sein denn, der Kreistag legt im 
Einzelfall einen anderen Sit-
zungsort fest. 

 

Tagesordnung kann durch Nach-
träge ergänzt werden; diese sol-
len den Kreistagsmitgliedern 
mindestens drei Kalendertage 
vor Sitzungsbeginn vorliegen. § 
32 Abs. 1 Satz 3 KrO NRW gilt 
entsprechend. Erläuterungen 
zur Tagesordnung und Vorlagen 
sollen der Einladung beigefügt 
oder kurzfristig nachgereicht 
werden. 
 
 
 

(6) Ort, Zeit und Tagesordnung so-
wie etwaige Nachträge werden 
in der nach der Hauptsatzung 
vorgeschriebenen Form veröf-
fentlicht. 
 

(7) Der Beginn der Kreistagssitzun-
gen wird grundsätzlich auf 16.00 
Uhr festgesetzt. Im Einzelfall 
kann von der festgesetzten Zeit 
abgewichen werden. Sitzungsort 
ist grundsätzlich der Sitz der 
Kreisverwaltung, Siegburg, es sei 
denn, der Kreistag legt im Ein-
zelfall einen anderen Sitzungsort 
fest. 

 

§ 2 Tagesordnung 
 

(1) Der Landrat setzt die Tagesord-
nung fest. Er hat dabei Vor-
schläge in die Tagesordnung 
aufzunehmen, die ihm 14 Kalen-
dertage vor der Sitzung von ei-
nem Fünftel der Mitglieder des 
Kreistages oder einer Fraktion 
vorgelegt werden. 
 

§ 2 Tagesordnung 
 

(1) Der Landrat/Die Landrätin setzt 
die Tagesordnung mit einem öf-
fentlichen und bei Bedarf mit 
einem nicht-öffentlichen Teil 
fest. Er/Sie hat außerdem Vor-
schläge in die Tagesordnung 
aufzunehmen, die ihm/ihr 14  
Kalendertage vor der Sitzung 
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(2) Vor Eintritt in die Beratung ist 

die Tagesordnung festzustellen. 
Die auf die Tagesordnung ge-
setzten Punkte werden in der 
Reihenfolge beraten, in der sie 
in der Einladung aufgeführt sind. 
Der Kreistag kann die Reihen-
folge durch Beschluss abändern, 
verwandte Punkte miteinander 
verbinden oder einzelne Bera-
tungspunkte von der Tagesord-
nung absetzen. 
 

(3) Angelegenheiten, die nicht im 
Kreisausschuss beraten wurden, 
sind - abgesehen von den ge-
setzlich vorgesehenen Fällen - 
nur dann auf die Tagesordnung 
zu setzen, wenn sie nicht aufge-
schoben werden können. 

 

von einem Fünftel der Kreistags-
mitglieder oder einer Fraktion in 
Textform (insb. schriftlich, mit-
tels Telefax oder mittels E-Mail) 
vorgelegt werden. Betrifft ein 
Vorschlag eine Angelegenheit, 
die nicht in den Aufgabenbe-
reich des Kreises fällt, so weist 
der Landrat/ die Landrätin in 
der Tagesordnung darauf hin, 
dass diese Angelegenheit durch 
Geschäftsordnungsbeschluss 
vom Kreistag von der Tagesord-
nung wieder abzusetzen ist. § 1 
Abs. 4 der Geschäftsordnung 
gilt bei der Festsetzung der Ta-
gesordnung entsprechend. 
 

(2) Vor Eintritt in die Beratung ist 
die Tagesordnung festzustellen. 
Die einzelnen Punkte der Tages-
ordnung werden der Reihe 
nach behandelt. Der Kreistag 
kann die Reihenfolge ändern, 
verwandte Punkte verbinden 
und Punkte von der Tagesord-
nung absetzen.  

 
 
 
 
(3) Angelegenheiten, die nicht im 

Kreisausschuss beraten wurden, 
sind – abgesehen von den ge-
setzlich vorgesehenen Fällen – 
nur dann auf die Tagesordnung 
zu setzen, wenn sie nicht aufge-
schoben werden können. 

§ 3 Teilnahme an Sitzungen 
 

§ 3 Teilnahme an Sitzungen 
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(1) Die Kreistagsabgeordneten sind 
zur Teilnahme an den Sitzungen 
des Kreistages verpflichtet. 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Ein Kreistagsabgeordneter, der 
an einer Sitzung nicht oder nicht 
rechtzeitig teilnehmen kann o-
der die Sitzung vorzeitig verlas-
sen will, muss dies dem Landrat 
möglichst frühzeitig mitteilen. 
Die Mitteilung gilt als Entschul-
digung. 
 

(3) Die Teilnahme an der Sitzung 
wird durch die persönliche Ein-
tragung in die Anwesenheitsliste 
nachgewiesen. 

 

(1) Die Kreistagsmitglieder sind ver-
pflichtet, an den Sitzungen des 
Kreistages teilzunehmen. Die 
Teilnahme wird durch persönli-
che Eintragung in die Anwesen-
heitsliste nachgewiesen, aus-
nahmsweise durch Notiz des 
Schriftführers/der Schriftführe-
rin. 
 

(2)  Ein Kreistagsmitglied, das an ei-
ner Sitzung nicht oder nicht 
rechtzeitig teilnehmen kann o-
der die Sitzung vorzeitig verlas-
sen will, muss dies dem Land-
rat/der Landrätin möglichst 
frühzeitig mitteilen. Die Mittei-
lung gilt als Entschuldigung. 

 
Vgl. § 3 Abs. 1 S. 2 n.F. 

§ 4 Vorsitz 
 

(1) Den Vorsitz im Kreistag führt der 
Landrat. Er leitet die Verhand-
lungen, eröffnet und schließt die 
Sitzungen, sorgt für die Auf-
rechterhaltung der Ordnung und 
übt das Hausrecht aus. 
 

(2) Sind er und seine nach § 46 Abs. 
1 KrO NRW gewählten (ehren-
amtlichen) Stellvertreter verhin-
dert den Vorsitz zu führen, so 
wählt der Kreistag unter Leitung 
des am längsten dem Kreistag 
angehörenden Kreistagsabge-
ordneten ohne Aussprache aus 
seiner Mitte einen Vorsitzenden. 

§ 4 Vorsitz 
 

(1) Den Vorsitz im Kreistag führt der 
Landrat/die Landrätin. Er/Sie 
leitet die Verhandlungen, eröff-
net und schließt die Sitzungen, 
sorgt für die Aufrechterhaltung 
der Ordnung und übt das Haus-
recht aus.  
 
 

(2) Sind er/sie und die nach § 46 
Abs. 1 KrO NRW gewählten (eh-
renamtlichen) Stellvertreter/ 
Stellvertreterinnen verhindert, 
den Vorsitz zu führen, so wählt 
der Kreistag unter Leitung des 
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Bei gleicher Dauer der Zugehö-
rigkeit zum Kreistag entscheidet 
das höhere Lebensalter. 

 

am längsten dem Kreistag ange-
hörenden Kreistagsmitglieds 
ohne Aussprache aus seiner 
Mitte eine/n Vorsitzende/n. Bei 
gleicher Dauer der Zugehörig-
keit zum Kreistag entscheidet 
das höhere Lebensalter. 

 
§ 5 Feststellung der ordnungsgemäßen 
Einberufung, Beschlussfähigkeit 
 

(1) Zu Beginn der Sitzung hat der 
Vorsitzende festzustellen, ob 
der Kreistag ordnungsgemäß 
einberufen und beschlussfähig 
ist. 

(2) Der Vorsitzende hat die Sitzung 
aufzuheben, wenn festgestellt 
wird, dass der Kreistag nicht 
ordnungsgemäß einberufen 
wurde. 
 

(3) Auf Antrag eines Kreistagsabge-
ordneten hat der Vorsitzende 
während der Sitzung festzustel-
len, ob der Kreistag beschlussfä-
hig ist. 
 
 
 
 
 
 

(4) Wird die Beschlussunfähigkeit 
festgestellt, so hat der Vorsit-
zende die Sitzung zu unterbre-
chen. Ist auch nach Ablauf von 
fünfzehn Minuten die erforderli-
che Anzahl von Kreistagsabge-
ordneten nicht anwesend, hat er 
die Sitzung aufzuheben. Er kann 
die Frist in besonderen Fällen 

§ 5 Beschlussfähigkeit 
 
 

(1) Zu Beginn der Sitzung hat 
der/die Vorsitzende festzustel-
len, ob der Kreistag ordnungsge-
mäß einberufen worden und be-
schlussfähig ist. Er/Sie hat die 
Sitzung aufzuheben, wenn fest-
gestellt worden ist, dass der 
Kreistag nicht ordnungsgemäß 
einberufen wurde.  
 
 

(2) Auf Antrag eines Kreistagsmit-
gliedes hat der/die Vorsitzende 
während der Sitzung festzustel-
len, ob der Kreistag beschlussfä-
hig ist. Die Feststellung der Be-
schlussunfähigkeit im Laufe der 
Sitzung hat keine Rückwirkung 
auf Beschlüsse, die vor der Fest-
stellung der Beschlussunfähig-
keit liegen.  
 

(3) Wird die Beschlussunfähigkeit 
festgestellt, hat der/die Vorsit-
zende die Sitzung zu unterbre-
chen. Ist nach Ablauf von 15 Mi-
nuten nicht mehr als die Hälfte 
der gesetzlichen Mitgliederzahl 
des Kreistages anwesend, ist die 
Sitzung aufzuheben. In besonde-
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nach seinem Ermessen um wei-
tere fünfzehn Minuten verlän-
gern. 

 

ren Fällen kann der/die Vorsit-
zende die Frist nach eigenem Er-
messen einmalig um weitere 
fünfzehn Minuten verlängern. 

 
§ 6 Ausschluss von der Mitwirkung 
 

(1) Kreistagsabgeordnete, die an-
nehmen müssen, dass sie wegen 
einer nach näherer Bestimmung 
des § 28 Abs. 2 KrO NRW in Ver-
bindung mit § 31 Abs. 1 und 2 
GO NRW von der Beratung und 
Entscheidung einer Angelegen-
heit ausgeschlossen sind, haben 
vor Eintritt in die Verhandlung 
die Ausschließungsgründe ge-
genüber dem Vorsitzenden un-
aufgefordert anzuzeigen. Über 
den Ausschluss entscheidet in 
Zweifelsfällen der Kreistag (§ 28 
Abs. 2 Ziff. 4 KrO NRW in Verbin-
dung mit § 31 Abs. 4 GO). Bei 
dieser Entscheidung darf der be-
treffende Kreistagsabgeordnete 
nicht mitwirken. 
 

(2) Der ausgeschlossene Kreistags-
abgeordnete hat bei nichtöffent-
lichen Sitzungen den Sitzungs-
raum vor Beginn der Beratung 
und Beschlussfassung über den 
Tagesordnungspunkt zu verlas-
sen. Bei öffentlichen Sitzungen 
kann es sich in dem für die Zu-
hörer bestimmten Teil des Sit-
zungsraumes aufhalten. 
 

(3) Die Nichtteilnahme des Kreis-
tagsabgeordneten an der Ent-
scheidung über seine Ausschlie-

§ 6 Befangenheit 
 

(1) Kreistagsmitglieder, die anneh-
men müssen, von der Beratung 
und Entscheidung einer Angele-
genheit wegen Befangenheit 
nach näherer Bestimmung des § 
28 Abs. 2 KrO NRW i. V. m. § 31 
GO NRW ausgeschlossen zu 
sein, haben spätestens unmit-
telbar nach Aufruf des Tages-
ordnungspunktes und vor Ein-
tritt in die Verhandlung die Aus-
schließungsgründe gegenüber 
dem/der Vorsitzenden unaufge-
fordert anzuzeigen. Über die Be-
fangenheit entscheidet in Zwei-
felsfällen der Kreistag. Bei dieser 
Entscheidung darf das betref-
fende Kreistagsmitglied nicht 
mitwirken.  

 
(2) Das ausgeschlossene Kreistags-

mitglied hat bei nichtöffentli-
chen Sitzungen den Sitzungs-
raum vor Beginn der Beratung 
und Beschlussfassung über den 
Tagesordnungspunkt zu verlas-
sen. Bei öffentlichen Sitzungen 
kann es sich in dem für die Zu-
hörer/innen bestimmten Teil 
des Sitzungsraumes aufhalten.  
 

(3) Die Nichtteilnahme des Kreis-
tagsmitgliedes an der Entschei-
dung über seine Ausschließung 
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ßung an der Beratung und Be-
schlussfassung über den Tages-
ordnungspunkt ist in der Nieder-
schrift zu vermerken. 
 

(4) Ein Verstoß gegen die Offenba-
rungspflicht wird vom Kreistag 
durch Beschluss festgestellt (§ 
28 Abs. 2 Ziff. 5 KrO NRW). 

 

an der Beratung und Beschluss-
fassung über den Tagesord-
nungspunkt ist in der Nieder-
schrift zu vermerken. 
 

(4) Ein Verstoß gegen die Offenba-
rungspflicht wird vom Kreistag 
durch Beschluss festgestellt (§ 
28 Abs. 2 Nr. 5 KrO NRW).  
 

(5) Die Regelungen gelten nach nä-
herer Bestimmung des § 35 
Abs. 6 KrO NRW auch für den 
Landrat/die Landrätin mit der 
Maßgabe, dass er/sie die Be-
fangenheit gegenüber dem 
Kreistag spätestens unmittelbar 
nach Aufruf des Tagesord-
nungspunktes anzeigt. 

 
§ 7 Öffentlichkeit der Sitzungen 
 
 

(1) Die Sitzungen des Kreistages 
sind vorbehaltlich der Bestim-
mungen des § 8 dieser Ge-
schäftsordnung öffentlich. 
 
 

(2) Die Pressevertreter der im Kreis-
gebiet erscheinenden Zeitungen 
sollen zu den Sitzungen eingela-
den werden. 
 
 
 
 
 
 

(3) Jedermann hat das Recht, als 
Zuhörer an öffentlichen Kreis-

§ 7 Öffentlichkeit der Kreistagssitzun-
gen 
 

(1) Die Sitzungen des Kreistages 
sind öffentlich, soweit nicht ge-
setzlich oder in dieser Ge-
schäftsordnung Ausnahmen 
vorgesehen sind.  
 

(2) Die im Kreisgebiet erscheinen-
den Zeitungen und im Kreisge-
biet tätigen Rundfunk- und 
Fernsehveranstalter sollen zu 
den Sitzungen eingeladen wer-
den. Film- und Tonaufnahmen 
dürfen nur gemacht werden, 
wenn der Kreistag es geneh-
migt.   
 

(3) Jedermann hat das Recht, als 
Zuhörer/in an öffentlichen 
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tagssitzungen teilzunehmen, so-
weit es die räumlichen Verhält-
nisse gestatten. Zuhörer und 
Pressevertreter sind nicht be-
rechtigt, in der Sitzung das Wort 
zu ergreifen, sich sonst an den 
Verhandlungen des Kreistages 
zu beteiligen oder Beifall und 
Missbilligung zu äußern. 
 

(4) Der Vorsitzende kann Zuhörer, 
die die Verhandlung stören, aus-
schließen, die Sitzung aussetzen 
oder den Zuhörerraum räumen 
lassen. 

 

Kreistagssitzungen teilzuneh-
men, soweit es die räumlichen 
Verhältnisse gestatten. Zuhö-
rer/innen sind nicht berechtigt, 
das Wort zu ergreifen, sich sonst 
an den Verhandlungen des 
Kreistages zu beteiligen oder 
Beifall und Missbilligung zu äu-
ßern. Der/Die Vorsitzende kann 
Zuhörer/innen, die die Verhand-
lungen stören, ausschließen, die 
Sitzung aussetzen oder den Zu-
hörerraum räumen lassen.  
 
 
 

(4) In nichtöffentlicher Sitzung sind 
a) Grundstücksangelegenhei-
ten, 
b) Personalangelegenheiten,  
c) Auftragsvergaben,  
d) Vertragsangelegenheiten 
nach § 11 der Hauptsatzung für 
den Rhein-Sieg-Kreis,  
e) Angelegenheiten der Rech-
nungsprüfung mit Ausnahme 
der Beratung des Prüfungser-
gebnisses, von Verfahrensfra-
gen und allgemeinen Grundsät-
zen soweit sie im Rechnungs-
prüfungsausschuss und im 
Kreisausschuss behandelt wer-
den,  
f) Angelegenheiten, die der 
Kreisausschuss im Rahmen der 
staatlichen Verwaltung gemäß 
§§ 58 Abs. 1 und 59 KrO NRW 
wahrnimmt  
 
zu behandeln, es sei denn, im 
Einzelfall stehen Gründe des öf-



10 
 

fentlichen Wohls oder schutz-
würdige Belange Dritter einer 
Behandlung in öffentlicher Sit-
zung nicht entgegen. In allen 
übrigen Angelegenheiten ist 
darüber hinaus auf Antrag ei-
nes Kreistagsmitglieds oder auf 
Vorschlag des Landrats/der 
Landrätin die Öffentlichkeit 
durch Beschluss des Kreistages 
auszuschließen, wenn es das öf-
fentliche Wohl oder wenn es 
die Wahrung schutzwürdiger In-
teressen Dritter erfordert.  
 

(5) Die Begründung zum Aus-
schluss der Öffentlichkeit muss 
in nichtöffentlicher Sitzung ge-
geben werden. Als Begründung 
gilt nicht ein allgemeiner Hin-
weis auf Abs. 4. 
  

(6) Mitglieder von Ausschüssen 
können an nichtöffentlichen 
Sitzungen des Kreistages als Zu-
hörer/innen teilnehmen, so-
weit Angelegenheiten aus dem 
Geschäftsbereich ihres Aus-
schusses behandelt werden. Sie 
sind zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet. Satz 1 gilt nicht, so-
weit die Voraussetzungen des § 
28 KrO NRW i. V. m. § 31 GO 
NRW zutreffen oder zutreffen 
können. In Zweifelsfällen ent-
scheidet darüber durch Be-
schluss der Kreistag. 
 

§ 8 Nichtöffentliche Sitzungen 
 

(1) In nichtöffentlichen Sitzungen 
sind 

 
 
Vgl. § 7 Abs. 4 n.F. 
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a) Personalangelegenheiten, 
b) Vertragsangelegenheiten 

nach § 11 Hauptsatzung, 
c) Auftragsvergaben, 
d) Angelegenheiten der Rech-

nungsprüfung mit Ausnahme 
der Beratung des Prüfungser-
gebnisses, von Verfahrens-
fragen und allgemeinen 
Grundsätzen 

e) Grundstücksangelegenheiten 
zu behandeln, es sei denn, im 
Einzelfall stehen Gründe des 
öffentlichen Wohls oder 
schutzwürdige Belange Drit-
ter einer Behandlung in öf-
fentlicher Sitzung nicht ent-
gegen. In allen übrigen Ange-
legenheiten ist darüber hin-
aus die Öffentlichkeit durch 
Beschluss des Kreistages aus-
zuschließen, wenn es das öf-
fentliche Wohl oder wenn es 
die Wahrung schutzwürdiger 
Interessen Einzelner erfor-
dert. 

 
(2) Die Begründung zum Ausschluss 

der Öffentlichkeit muss in nicht-
öffentlicher Sitzung gegeben 
werden. Als Begründung gilt 
nicht ein allgemeiner Hinweis 
auf Abs. 1. 
 

(3) Mitglieder von Ausschüssen kön-
nen an nichtöffentlichen Sitzun-
gen des Kreistages als Zuhörer 
teilnehmen, soweit Angelegen-
heiten aus dem Geschäftsbe-
reich ihres Ausschusses behan-
delt werden. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vgl. § 7 Abs. 5 n.F. 
 
 
 
 
 
 
Vgl. § 7 Abs. 5 n.F. 
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§ 9 Vorlagen und Anträge zu Punkten 
der Tagesordnung 
 

(1) Beschlüssen des Kreistages muss 
eine Vorlage oder ein Antrag zu-
grunde liegen. Bei Wahlen muss 
vor der Abstimmung gemäß § 35 
Abs. 2 KrO NRW ein Wahlvor-
schlag vorliegen. 
 

(2) Vorlagen werden vom Landrat 
oder vom Kreisausschuss in 
schriftlicher Form an den Kreis-
tag gerichtet. 
 
 
 
 

(3) Anträge zu Punkten der Tages-
ordnung können von Fraktio-
nen, einzelnen Kreistagsabge-
ordneten oder dem Landrat ge-
stellt werden. Anträge von 
Kreistagsabgeordneten oder von 
Fraktionen sind schriftlich an 
den Landrat zu richten; gleich-
zeitig ist allen Fraktionsvorsit-
zenden eine Abschrift zuzulei-
ten. Die Anträge sollen mindes-
tens vier Arbeitstage vor der Sit-
zung des Kreistages gestellt sein. 
 
 

(4) Vorlagen und Anträge müssen 
einen Beschlussvorschlag und 
dessen Begründung enthalten. 
 
 
 
 
 
 

§ 8 Behandlung von Vorlagen und An-
trägen 
 
Vgl. § 8 Abs. 4 n.F. 
 
 
 
 
 
 

(1) Vorlagen werden von dem Land-
rat/der Landrätin oder vom 
Kreisausschuss nach Maßgabe 
der Regelungen des § 1 Abs. 2 
und Abs. 3 auf elektronischem 
Weg bzw. schriftlich an den 
Kreistag gerichtet. 
 

(2) Anträge zu Punkten der Tages-
ordnung können nur von Kreis-
tagsmitgliedern, Fraktionen o-
der dem Landrat/der Landrätin 
gestellt werden. Anträge von 
Kreistagsmitgliedern oder von 
Fraktionen sind in Textform 
(Email oder schriftlich) an den 
Landrat/die Landrätin zu rich-
ten; gleichzeitig ist den Frakti-
onsvorsitzenden eine Abschrift 
zu übermitteln. Anträge sollen 
eine Begründung enthalten und 
mindestens vier Werktage vor 
der Sitzung des Kreistages in 
Textform gestellt sein. Sie müs-
sen den Beschlussvorschlag im 
Wortlaut enthalten. Darüber 
hinaus können in der Sitzung 
des Kreistages zu einem Punkt 
der Tagesordnung mündliche 
Anträge eingebracht werden. 
Der Wortlaut ist dem/der Vor-
sitzenden vor Behandlung auf 
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(5) Anträge im Sinne des Abs. 3, die 
von Fraktionen gestellt werden, 
sind vom Fraktionsvorsitzenden, 
seinem Stellvertreter oder ei-
nem Beauftragten zu unter-
zeichnen. Andere Anträge gelten 
als persönliche Anträge. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Verlangen schriftlich vorzule-
gen oder zu Protokoll zu formu-
lieren.  
 

(3) Anträge, die von einer Fraktion 
gestellt werden, sind von 
dem/der Fraktionsvorsitzenden, 
dessen/deren Stellvertreter/in 
oder einem/einer Bevollmäch-
tigten der Fraktion zu unter-
zeichnen oder mit einer Nach-
bildung der Namensunterschrift 
einer dieser Personen zu verse-
hen. Andere Anträge gelten als 
persönliche Anträge.   
 

(4) Beschlüssen des Kreistages soll 
eine Vorlage oder ein Antrag in 
Textform zugrunde liegen. Dies 
gilt nicht bei Abstimmungen bei 
Wahlstellen.   
 

(5) Jeder Antrag kann bis zu Beginn 
der Abstimmung zurückgenom-
men oder abgeändert werden. 
Jedes Kreistagsmitglied oder 
der Landrat/die Landrätin kön-
nen vor der Abstimmung über 
einen Beschlussvorschlag des-
sen Teilung beantragen. Über 
die Teilung entscheidet der 
Kreistag. § 8 Abs. 2 S. 5 dieser 
Geschäftsordnung gilt entspre-
chend.  Entsprechendes gilt für 
Wahlen.   
 

(6) Der Kreistag kann Vorlagen und 
Anträge zur Behandlung an 
Ausschüsse überweisen oder 
vertagen. Über sie darf nicht 
zur Tagesordnung übergegan-
gen werden. 
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(6) Der Landrat oder ein von ihm 

beauftragter Bediensteter sowie 
der Antragsteller oder ein von 
ihm Bevollmächtigter sind be-
rechtigt und auf Verlangen des 
Kreistages verpflichtet, die Vor-
lagen bzw. Anträge vorzutragen 
und näher zu begründen. 

 

 
(7) Unbeschadet des § 33 Abs. 1 S. 

2 KrO NRW dürfen abgelehnte 
Anträge frühestens nach 3 Mo-
naten erneut gestellt und auf 
die Tagesordnung gesetzt wer-
den. 

 

§ 10 Zurücknahme und Änderung von 
Anträgen und Vorlagen, Änderungsan-
träge, Gegenanträge, Teilungsanträge, 
erneute Anträge 
 

(1) Jeder Antrag kann durch den 
Antragsteller bis zu Beginn der 
Abstimmung zurückgenommen 
oder abgeändert werden. Ent-
sprechendes gilt für Vorlagen 
des Landrates. 
 

(2) Bis zu Beginn der Abstimmung 
können zu Anträgen und Vorla-
gen Abänderungsanträge und 
Gegenanträge gestellt, sowie 
Teilung beantragt werden. 
 

(3) Eine Abänderung nach Abs. 1 so-
wie Anträge nach Abs. 2 sind vor 
der Abstimmung schriftlich oder 
zu Protokoll zu formulieren. 
 

 
 
 
 
 
Vgl. § 8 Abs. 5 n.F. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vgl. § 8 Abs. 7 n.F. 
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(4) Unbeschadet des § 33 Abs. 1 
Satz 2 KrO NRW dürfen abge-
lehnte Anträge frühestens nach 
3 Monaten erneut gestellt und 
auf die Tagesordnung gesetzt 
werden. 

 
§ 11 Dringlichkeitsangelegenheiten 
 

(1) Angelegenheiten, die nicht auf 
der Tagesordnung stehen oder 
nicht in der vorgeschriebenen 
Form als Tagesordnungspunkt 
veröffentlicht wurden, dürfen 
nur dann beraten werden, wenn 
sie keinen Aufschub dulden oder 
von äußerster Dringlichkeit sind. 
Über die Erweiterung der Tages-
ordnung entscheidet der Kreis-
tag. 
 

(2) Dringlichkeitsanträge nach Abs. 
1 können nur vom Landrat, von 
einer Fraktion oder von mindes-
tens vier Kreistagsabgeordneten 
schriftlich in der Sitzung einge-
bracht werden. Ihre besondere 
Dringlichkeit ist durch den An-
tragsteller zu begründen. 
 
 
 
 
 

(3) Dringlichkeitsanträge, die erst 
während der Sitzung einge-
bracht werden, sind vor ihrer Be-
handlung schriftlich oder zu Pro-
tokoll zu formulieren. 

 

§ 9 Dringlichkeitsangelegenheiten 
 

(1) Angelegenheiten, die nicht auf 
der Tagesordnung stehen oder 
die nicht in der vorgeschriebe-
nen Form als Tagesordnungs-
punkt veröffentlicht wurden, 
dürfen nur behandelt werden, 
wenn sie keinen Aufschub dul-
den oder von äußerster Dring-
lichkeit sind. Über die Erweite-
rung der Tagesordnung ent-
scheidet der Kreistag. 
 

(2) Dringlichkeitsanträge nach Abs. 
1 können nur vom Landrat/von 
der Landrätin, von einer Frak-
tion oder von mindestens vier 
Kreistagsmitgliedern schriftlich 
in der Sitzung eingebracht wer-
den. Ihre besondere Dringlich-
keit ist durch den Antragstel-
ler/die Antragstellerin zu be-
gründen. § 8 Abs. 2 S. 5 dieser 
Geschäftsordnung gilt entspre-
chend.  
 
 
 
 
 
 
 

(3) Angelegenheiten, die nicht im 
Kreisausschuss beraten worden 
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sind, dürfen vom Kreistag nur 
unter den Voraussetzungen des 
Abs. 1 und 2 behandelt werden. 

 
§ 12 Anfragen 
 
 

(1) Jeder Kreistagsabgeordnete ist 
berechtigt, Anfragen die sich auf 
Angelegenheiten des Kreises be-
ziehen, an den Landrat zu rich-
ten. Die Beantwortung hat 
schriftlich zu erfolgen, wenn es 
der Kreistagsabgeordnete ver-
langt. 
 

(2) Sollen Anfragen in einer Sitzung 
des Kreistages beantwortet wer-
den, müssen sie mindestens vier 
Arbeitstage vor der Sitzung dem 
Landrat schriftlich vorliegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(3) Der Anfragende ist berechtigt 
und auf Verlangen des Kreista-
ges verpflichtet, die Anfrage vor-
zutragen und näher zu begrün-
den. 

§ 10 Fragerecht der Kreistagsmitglie-
der 
 

(1) Jedes Kreistagsmitglied ist be-
rechtigt, Anfragen in Textform, 
die sich auf Angelegenheiten 
des Kreises beziehen, an den 
Landrat/die Landrätin zu rich-
ten. Anfragen sind mindestens 
fünf Werktage vor Beginn der 
Kreistagssitzung dem Land-
rat/der Landrätin zuzuleiten, so-
fern sie in der Kreistagssitzung 
beantwortet werden sollen. Die 
Beantwortung hat auf elektro-
nischem Weg nach Maßgabe 
des § 1 Abs. 2 / 3 oder in Text-
form zu erfolgen, wenn es das 
Kreistagsmitglied verlangt. 
 

(2) Anfragen dürfen zurückgewie-
sen werden, wenn  
a) sie nicht den Bestimmungen 
des Absatzes 1 entsprechen,  
b) die begehrte Auskunft schon 
einmal auf eine Anfrage inner-
halb der letzten sechs Monate 
erteilt wurde oder  
c) die Beantwortung offenkun-
dig mit einem unverhältnismä-
ßigen Aufwand verbunden 
wäre.   

 
(3) Der Anfragende ist berechtigt 

und auf Verlangen des Kreista-
ges verpflichtet, die Anfrage vor-
zutragen und näher zu begrün-
den. 
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(4) Nach der Beantwortung erhält 

der Anfragende auf Wunsch das 
Wort zu kurzen Ausführungen 
und Zusatzfragen. 
 

(5) Danach kann eine Aussprache 
über die Anfrage erfolgen, so-
fern ein Drittel der anwesenden 
Kreistagsmitglieder dies be-
schließt. Anträge zur Sache sind 
nicht zulässig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(6) Der Landrat kann die Beantwor-
tung von Anfragen, die kurzfris-
tig nicht beantwortet werden 
können, auf die Tagesordnung 
der nächsten Sitzung verweisen. 
 
 
 

(7) Anfragen dürfen zurückgewiesen 
werden, wenn die begehrte Aus-
kunft demselben oder einem an-
deren Fragesteller innerhalb der 
letzten 6 Monate bereits erteilt 
wurde oder die Beantwortung 

 
(4) Nach der Beantwortung erhält 

der Anfragende auf Wunsch das 
Wort zu kurzen Ausführungen 
und Zusatzfragen.  
 
 
 
 
 
 
 
 

(5) Jedes Kreistagsmitglied ist dar-
über hinaus berechtigt, nach Er-
ledigung der Tagesordnung ei-
ner Kreistagssitzung bis zu zwei 
mündliche Anfragen, die sich 
nicht auf die Tagesordnung der 
Kreistagssitzung beziehen, an 
den Landrat/die Landrätin zu 
richten. Sie müssen kurz gefasst 
sein und eine kurze Beantwor-
tung ermöglichen. Der Frage-
steller/die Fragestellerin darf 
jeweils nur eine Zusatzfrage 
stellen. Ist eine sofortige Beant-
wortung nicht möglich, kann 
auf eine Beantwortung in der 
nächsten Sitzung des Kreistages 
oder auf eine Beantwortung auf 
elektronischem Weg nach Maß-
gabe des § 1 Abs. 2 / 3 oder in 
Textform verwiesen werden. 

 
Vgl. § 10 Abs. 2 n.F. 
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offenkundig mit einem unver-
hältnismäßigen Aufwand ver-
bunden wäre. 

 
§ 12a Einwohnerfragestunde 
 

(1) In die Tagesordnung der Sitzun-
gen des Kreisausschusses ist 
eine Fragestunde für Einwohner 
aufzunehmen (§ 33 Abs. 1 S. 3 
KrO NRW). In der Fragestunde 
ist jeder Einwohner/jede Ein-
wohnerin des Kreises berechtigt, 
nach Aufruf des Tagesordnungs-
punktes mündlich Fragen an den 
Vorsitzenden zu richten. Die Fra-
gen müssen sich auf eine Ange-
legenheit des Kreises beziehen. 
Zur besseren Vorbereitung einer 
Frage muss der fragende Ein-
wohner/die fragende Einwohne-
rin die Frage bis 24.00 Uhr am 
Vortag des Sitzungstages im Vo-
raus schriftlich unter Angabe des 
Namens und der Anschrift beim 
Landrat, Kaiser-Wilhelm-Platz 1, 
53721 Siegburg oder per E-Mail 
an landrat@rhein-sieg-kreis.de 
einreichen. Fragen können auch 
telefonisch während der Dienst-
zeit an das Kreistagsbüro unter 
den Rufnummern 02241/13-
2964, 2965 oder 3001 einge-
reicht werden. 
 
 

(2) Die Entscheidung darüber, ob 
eine Frage in der Fragestunde 
beantwortet werden kann, ob-
liegt dem Landrat. Bei Nichtzu-
ständigkeit erhält der Fra-

§ 11 Einwohnerfragestunde 
 

(1) In die Tagesordnung der Sitzun-
gen des Kreisausschusses ist 
eine Fragestunde für Einwohner 
aufzunehmen (§ 33 Abs. 1 S. 3 
KrO NRW). In der Fragestunde 
ist jeder Einwohner/jede Ein-
wohnerin des Kreises berechtigt, 
nach Aufruf des Tagesordnungs-
punktes mündlich Fragen an den 
Vorsitzenden/die Vorsitzende 
zu richten. Die Fragen müssen 
sich auf eine Angelegenheit des 
Kreises beziehen. Zur besseren 
Vorbereitung einer Frage muss 
der fragende Einwohner/die fra-
gende Einwohnerin die Frage bis 
24.00 Uhr am dritten Arbeitstag 
vor dem Sitzungstag in Text-
form unter Angabe des Namens 
und der Anschrift beim Landrat, 
Kaiser-Wilhelm-Platz 1, 53721 
Siegburg oder per E-Mail an 
landrat@rhein-sieg-kreis.de ein-
reichen. Fragen können auch te-
lefonisch während der Dienst-
zeit an das Kreistagsbüro unter 
den Rufnummern 02241/13-
2964, -2965 oder -3001 einge-
reicht werden. 
 

(2) Die Entscheidung darüber, ob 
eine Frage in der Fragestunde 
beantwortet werden kann, ob-
liegt dem Landrat/der Landrä-
tin. Bei Nichtzuständigkeit erhält 
der Fragende/die Fragende eine 
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gende/die Fragende eine ent-
sprechende Mitteilung. Jeder 
Fragesteller/Fragestellerin kann 
in einer Fragestunde nur eine 
Frage zu einem bestimmten 
Themenkomplex stellen. Der/die 
Fragende ist berechtigt höchs-
tens zwei Zusatzfragen zu stel-
len. Eine Aussprache über die 
Fragen ist unzulässig. Die Ge-
samtdauer der Fragestunde ist 
auf 30 Minuten zu beschränken. 
 

(3) Die Beantwortung soll mündlich 
durch den Landrat erfolgen. Eine 
Unterstützung durch Bediens-
tete des Kreises ist dabei zuläs-
sig. Ist eine sofortige Beantwor-
tung nicht möglich, so kann der 
Fragesteller/die Fragestellerin 
nach Ermessen des Landrates 
auf eine schriftliche Beantwor-
tung verwiesen werden. 
 
 

(4) Anfragen dürfen zurückgewie-
sen werden, wenn 
a) sie nicht der Bestimmung des 

Abs. 1 entsprechen, 
b) die begehrte Auskunft dem 

fragenden Einwohner/der 
fragenden Einwohnerin in-
nerhalb der letzten 12 Mo-
nate erteilt wurde,  

c) die Frage einen strafrechtli-
chen Inhalt hat, der Inhalt 
der Frage ehrverletzend ist, 
die Frage offensichtlich miss-
bräuchlich gestellt wird oder 
die Beantwortung der Frage 
gegen geltendes Recht ver-
stoßen würde, 

entsprechende Mitteilung. Jeder 
Fragesteller/jede Fragestellerin 
kann in einer Fragestunde nur 
eine Frage zu einem bestimmten 
Themenkomplex stellen. Der/die 
Fragende ist berechtigt höchs-
tens zwei Zusatzfragen zu stel-
len. Eine Aussprache über die 
Fragen ist unzulässig. Die Ge-
samtdauer der Fragestunde ist 
auf 30 Minuten zu beschränken. 
 

(3) Die Beantwortung soll mündlich 
durch den Landrat/die Landrä-
tin erfolgen. Eine Unterstützung 
durch Bedienstete des Kreises 
ist dabei zulässig. Ist eine sofor-
tige Beantwortung nicht mög-
lich, so kann der Fragesteller/die 
Fragestellerin nach Ermessen 
des Landrates/der Landrätin auf 
eine schriftliche Beantwortung 
verwiesen werden. 

(4) Anfragen dürfen zurückgewie-
sen werden, wenn 
a) sie nicht der Bestimmung des 
Abs. 1 entsprechen, 
b) die begehrte Auskunft dem 
fragenden Einwohner/der fra-
genden Einwohnerin innerhalb 
der letzten 12 Monate erteilt 
wurde, 
c) die Frage einen strafrechtli-
chen Inhalt hat, der Inhalt der 
Frage ehrverletzend ist, die 
Frage offensichtlich missbräuch-
lich gestellt wird oder die Beant-
wortung der Frage gegen gelten-
des Recht verstoßen würde, 
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d) die Beantwortung offenkun-
dig mit einem unverhältnis-
mäßigen Aufwand verbun-
den wäre, 

e) sie eine Angelegenheit be-
treffen, die in nichtöffentli-
cher Sitzung zu behandeln 
ist, 

f) sie schutzwürdige Interessen 
Dritter berühren, 

g) das Thema bereits als Tages-
ordnungspunkt in der Sitzung 
behandelt wird. 

 
 
Über die Zurückweisung der Anfrage 
entscheidet der Landrat. 
 

d) die Beantwortung offenkun-
dig mit einem unverhältnismäßi-
gen Aufwand verbunden wäre, 
 
e) sie eine Angelegenheit betref-
fen, die in nichtöffentlicher Sit-
zung zu behandeln ist, 
 
f) sie schutzwürdige Interessen 
Dritter berühren, 
g) das Thema bereits als Tages-
ordnungspunkt in der Sitzung 
behandelt wird. 
 
Über die Zurückweisung der An-
frage entscheidet der Land-
rat/die Landrätin. 
 

§ 13 Verhandlungsleitung 
 

(1) Der Vorsitzende erteilt das Wort 
in der Reihenfolge der Wortmel-
dungen. Melden sich mehrere 
Kreistagsmitglieder gleichzeitig 
zu Wort, entscheidet der Vorsit-
zende über die Reihenfolge. Je-
der Redner darf nur die zur Be-
ratung anstehende Sache be-
handeln. Der Vorsitzende kann 
jederzeit außerhalb der Redner-
folge das Wort ergreifen. Dienst-
kräften des Kreises ist das Wort 
zu erteilen, wenn der Landrat 
zustimmt oder dies wünscht. 
 
 
 

(2) Die Redner sprechen grundsätz-
lich frei; sie können hierbei Auf-
zeichnungen benutzen. Im 
Wortlaut vorbereitete Reden 
sollen eine Ausnahme sein und 

§ 12 Sitzungsleitung 
 

(1) Der/Die Vorsitzende erteilt das 
Wort in der Reihenfolge der 
Wortmeldungen. Melden sich 
mehrere Kreistagsmitglieder 
gleichzeitig zu Wort, entscheidet 
der/die Vorsitzende über die 
Reihenfolge. Jeder Redner/jede 
Rednerin darf nur die zur Bera-
tung anstehende Sache behan-
deln. Der/Die Vorsitzende kann 
jederzeit außerhalb der Redner-
folge das Wort ergreifen. Dienst-
kräften des Kreises ist das Wort 
zu erteilen, wenn der Land-
rat/die Landrätin zustimmt oder 
dies wünscht.  
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dürfen nur mit Genehmigung 
des Vorsitzenden verlesen wer-
den. Dies gilt nicht für Etatreden 
und für die Berichterstattung 
durch die Ausschussvorsitzen-
den. Werden vom Redner 
Schriftsätze verlesen, so sind sie 
für die Niederschrift vorüberge-
hend zur Verfügung zu stellen. 
 

(3) Antragstellern und Berichter-
stattern steht das Wort sowohl 
zu Beginn als auch zum Schluss 
der Beratung zu. Die Redezeit 
beträgt im Kreistag im Regelfalle 
bis zu 10 Minuten. Bei Haus-
haltsreden beträgt die Redezeit 
bis zu 20 Minuten je Kreistags-
fraktion. 
 

(4) Der Kreistag kann auf Antrag die 
Dauer der Aussprache und die 
Anzahl der Redner und ferner 
die in Abs. 3 vorgegebene Rede-
zeit verkürzen oder verlängern. 
Außerdem kann er beschließen, 
dass jedes Kreistagsmitglied nur 
eine begrenzte Zahl von Wort-
meldungen zu einem Tagesord-
nungspunkt hat. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Bei Anträgen aus der Mitte des 
Kreistages, die zur Verhandlung 
kommen, steht dem Antragstel-
ler/der Antragstellerin das Wort 
am Anfang und am Schluss der 
Aussprache zu.  
 
 
 

(3) Der Kreistag kann auf Antrag die 
Dauer der Aussprache, die Re-
dezeit und die Anzahl der Red-
ner/der Rednerinnen begren-
zen. Außerdem kann er be-
schließen, dass jedes Kreistags-
mitglied nur eine begrenzte Zahl 
von Wortmeldungen zu einem 
Tagesordnungspunkt hat. Jeder 
Redner/jede Rednerin soll sich 
im Übrigen möglichst kurzfas-
sen. Falls Reden über Gebühr 
ausgedehnt werden, kann der 
Vorsitzende/die Vorsitzende 
nach einmaliger Mahnung das 
Wort entziehen. Ist einem Red-
ner/einer Rednerin das Wort 
entzogen worden, darf es 
ihm/ihr zu dem gleichen Gegen-
stand nicht wieder erteilt wer-
den. 
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(4) Jedes Kreistagsmitglied ist be-
rechtigt, Zwischenfragen über 
den Vorsitzenden / die Vorsit-
zende an den Redner / die Red-
nerin zu stellen. Die Fragen sind 
möglichst kurz zu formulieren. 

 
§ 14 Persönliche Erklärungen 
 

(1) Um Missverständnisse aufzuklä-
ren, zur Richtigstellung eigener 
Ausführungen oder zur Zurück-
weisung von Angriffen gegen die 
eigene Person soll das Wort au-
ßerhalb der Reihenfolge der 
Redner erteilt werden. 
 

(2) Das Wort zur Abgabe einer per-
sönlichen Erklärung, z. B. zur Be-
gründung des eigenen Abstim-
mungsverhaltens, ist erst nach 
Beendigung der Aussprache 
über den jeweiligen Verhand-
lungsgegenstand oder nach der 
Abstimmung zu erteilen. Die Re-
dezeit beträgt höchstens drei 
Minuten. 

 

§ 13 Persönliche Erklärungen 
 

(1) Um Missverständnisse aufzuklä-
ren, um das eigene Abstim-
mungsverhalten zu begründen 
oder zur Zurückweisung von An-
griffen gegen die eigene Person 
kann um das Wort zur Abgabe 
einer persönlichen Erklärung ge-
beten werden. 
 

(2)  Das Wort zur Abgabe einer per-
sönlichen Erklärung ist erst nach 
Beendigung der Aussprache 
über den jeweiligen Verhand-
lungsgegenstand oder nach der 
Abstimmung zu erteilen. Die Re-
dezeit beträgt höchstens drei 
Minuten. 

§ 15 Wortmeldungen zur Geschäftsord-
nung 
 
 

(1) Zur Geschäftsordnung muss der 
Vorsitzende das Wort unverzüg-
lich außerhalb der Reihenfolge 
der Wortmeldungen erteilen, 
höchstens jedoch dreimal einem 
Redner zum selben Gegenstand. 
Die Ausführungen dürfen sich 
nur auf die geschäftsmäßige Be-
handlung des Gegenstandes be-

§ 14 Anträge zur Geschäftsordnung, 
auf Schluss der Aussprache und 
Schluss der Rednerliste 
 

(1) Zur Geschäftsordnung muss 
der/die Vorsitzende das Wort 
unverzüglich unabhängig von 
der Tagesordnung und außer-
halb der Reihenfolge der Wort-
meldungen erteilen, höchstens 
jedoch dreimal zum selben Ge-
genstand. Die Ausführungen 
dürfen sich nur auf die ge-
schäftsmäßige Behandlung der 
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ziehen, der zur Beratung an-
steht. Bei Verstößen soll ihm das 
Wort entzogen werden. 
 

(2) Die Redezeit darf dabei drei Mi-
nuten nicht überschreiten. 

 

zur Verhandlung stehenden Ge-
genstände beziehen. Die Rede-
zeit darf dabei drei Minuten 
nicht überschreiten.  Bei Verstö-
ßen ist dem Redner/der Redne-
rin das Wort zu entziehen. Ein 
Antrag zur Geschäftsordnung 
muss unverzüglich zur Ausspra-
che und Abstimmung gestellt 
werden. 
 

(2) Anträge auf Vertagung sowie 
Anträge auf Schluss der Aus-
sprache und auf Schluss der 
Rednerliste können nur von 
Kreistagsmitgliedern gestellt 
werden, die noch nicht zur Sa-
che gesprochen haben. Der/Die 
Vorsitzende hat in diesem Fall 
die noch vorliegenden Wort-
meldungen bekannt zu geben. 
Vor der Abstimmung kann ein 
Kreistagsmitglied für und ein 
Kreistagsmitglied gegen den 
Antrag sprechen. Die Redezeit 
darf drei Minuten nicht über-
schreiten.  
 

(3) Liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor oder ist ein An-
trag auf Schluss der Aussprache 
angenommen worden, erklärt 
der/die Vorsitzende die Aus-
sprache für geschlossen.  
 

(4) Danach kann das Wort nur 
noch zur Geschäftsordnung o-
der zur Abgabe persönlicher Er-
klärungen erteilt werden. Abge-
lehnte Anträge zur Geschäfts-
ordnung dürfen zu demselben 
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Tagesordnungspunkt nicht wie-
derholt werden. 

 

§ 16 Anträge zur Geschäftsordnung 
 

(1) Anträge zur Geschäftsordnung 
(§ 19 Abs. 5, Ziffer 1) können au-
ßerhalb der Reihenfolge der 
Rednerliste gestellt werden; 
über sie ist sofort abzustimmen. 
Anträge auf Vertagung sowie 
Anträge auf Schluss der Ausspra-
che und auf Schluss der Redner-
liste können nur von einem 
Kreistagsabgeordneten gestellt 
werden, der noch nicht zur Sa-
che gesprochen hat. 
 

(2) Vor der Abstimmung können auf 
Wunsch ein Redner für und ein 
Redner gegen den Antrag spre-
chen. 
 

(3) Abgelehnte Anträge dürfen zu 
demselben Tagesordnungspunkt 
nicht wiederholt werden. 

 

 
 
Vgl. § 14 Abs. 2 n.F. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vgl. § 14 Abs. 2 n.F.  
 
 
 
 
Vgl. § 14 Abs. 4 n.F. 

§ 17 Schluss der Aussprache 
 

(1) Liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor oder ist ein Antrag 
auf Schluss der Aussprache an-
genommen worden, erklärt der 
Vorsitzende die Aussprache für 
geschlossen. 
 

(2) Danach kann das Wort nur noch 
zur Geschäftsordnung oder zur 
Abgabe persönlicher Erklärun-
gen erteilt werden. 

 

 

§ 18 Zwischenfragen  
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Jeder Kreistagsabgeordnete ist berech-
tigt, Zwischenfragen über den Vorsit-
zenden an den Redner zu 
stellen. Die Fragen sind möglichst kurz 
zu formulieren. 
 

 
Vgl. § 12 Abs. 4 n.F. 

§ 19 Abstimmung 
 

(1) Über jede Vorlage und jeden An-
trag ist gesondert abzustimmen. 
 
 

(2) Unmittelbar vor der Abstim-
mung ist die endgültige Formu-
lierung des zu fassenden Be-
schlusses zu verlesen; das gilt 
nicht für Geschäftsordnungsan-
träge. Liegt der zu fassende Be-
schluss den Kreistagsabgeordne-
ten schriftlich vor, genügt ein 
Hinweis auf diese Vorlage. 
 
 
 
 

(3) Die Beschlussfassung erfolgt öf-
fentlich durch Handheben oder 
durch Erheben von den Sitzen, 
notfalls durch Auszählen, es sei 
denn, dass namentliche oder ge-
heime Abstimmung durchge-
führt wird. 
 

(4) Namentlich oder geheim muss 
außer in den gesetzlich vorge-
schriebenen Fällen abgestimmt 
werden, wenn mindestens ein 
Fünftel der anwesenden Kreis-
tagsabgeordneten dies verlangt. 
Wird sowohl namentliche als 

§ 15 Abstimmungen 
 

(1) Über jede Vorlage und über je-
den Antrag ist gesondert abzu-
stimmen. 
 

(2) Unmittelbar vor der Abstim-
mung ist die endgültige Formu-
lierung des zu fassenden Be-
schlusses zu verlesen, falls der 
Wortlaut des Beschlusses von 
dem ursprünglich begehrten 
Wortlaut abweicht. Das gilt 
nicht für Geschäftsordnungsan-
träge. Die Frage zur Abstim-
mung ist so zu stellen, dass mit 
Ja oder Nein geantwortet wer-
den kann.  
 

Vgl. § 16 Abs.1 n.F. 
 
 
 
 
 
 
 
Vgl. § 16 Abs. 2, 4 n.F. 
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auch geheime Abstimmung ver-
langt, hat der Antrag auf ge-
heime Abstimmung Vorrang. 
 

(5) Für Abstimmungen gilt folgende 
Reihenfolge: 
 
1. Anträge zur Geschäftsord-

nung: 
a) Aufhebung der Sitzung 
b) Ergänzen und Abändern 
der Tagesordnung 
c) Übergang zum nächsten 
Punkt der Tagesordnung 
d) Aufhebung von Tagesord-
nungspunkten 
e) Unterbrechung der Sitzung 
f) Vertagung 
g) Verweisung an einen Aus-
schuss 
h) Schluss der Aussprache 
i) Schluss der Rednerliste 
j) Begrenzung der Dauer der 
Aussprache 
k) Begrenzung der Zahl der 
Redner 
l) Begrenzung der Redezeit 

2. Anträge zur Sache: 
a) Teilungsanträge 
b) Gegenanträge 
c) Abänderungsanträge 
d) Ursprünglicher Antrag 

 
Im Übrigen wird bei mehreren 
Anträgen über den weitestge-
henden Antrag zuerst abge-
stimmt. Bestehen Zweifel, wel-
cher Antrag der weitestgehende 
ist, entscheidet darüber der 
Kreistag. 
 
 

 
 
 

(3) Für Abstimmungen gilt folgende 
Reihenfolge:  
 
a) Ergänzungen und Abände-
rungen der Tagesordnung, 
b) Unterbrechung der Sitzung,  
c) Übergang zum nächsten 
Punkt der Tagesordnung,  
d) Verweisung an einen Aus-
schuss,  
e) Vertagung der Sitzung,  
f) Aufhebung der Sitzung,  
g) Schluss der Aussprache,  
h) Schluss der Rednerliste,  
i) Begrenzung der Zahl der Red-
ner/innen, 
j) Begrenzung der Dauer der Re-
dezeit,  
k) Begrenzung der Dauer der 
Aussprache,  
l) zur Sache. 
 
 
 
 
 
 
 
 

(4) Bei mehreren Anträgen zur Sa-
che wird über den weitestge-
henden Antrag zuerst, über ei-
nen Teilungsantrag oder über 
einen Gegenantrag oder einen 
Antrag auf Abänderung vor der 
Entscheidung über den ur-
sprünglichen Antrag oder den 
vorliegenden Beschlussvor-
schlag abgestimmt. Bestehen 



27 
 

 
 
 
 
 
 

(6) Falls der Vorsitzende oder im 
Falle der Verhinderung des 
Landrates der allgemeine Ver-
treter/die allgemeine Vertreterin 
vor oder nach Stellung eines An-
trages darauf aufmerksam 
macht, dass dem Rhein-Sieg-
Kreis infolge des Beschlusses ein 
Schaden entstehen kann, ist na-
mentlich zu Protokoll abzustim-
men. 
 

Zweifel darüber, welcher Antrag 
der weitestgehende ist, so ent-
scheidet darüber der/die Vorsit-
zende. 

 
e n t f ä l l t 

 § 16 Form der Abstimmung 
 

(1) Die Abstimmung erfolgt, soweit 
nicht abweichende gesetzliche 
Vorschriften bestehen oder so-
weit der Kreistag nichts Ande-
res beschließt, durch Erheben 
der Hand. Bestehen Unklarhei-
ten oder verlangt es ein Kreis-
tagsmitglied oder der Land-
rat/die Landrätin, so ist auszu-
zählen. 
 

(2)  Auf Antrag von mindestens ei-
nem Fünftel der anwesenden 
Mitglieder des Kreistages oder 
einer Fraktion ist namentlich 
abzustimmen. Namentliche Ab-
stimmung geschieht durch Auf-
ruf jedes Kreistagsmitgliedes 
und Abgabe der Stimme zur 
Niederschrift. 
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(3) Auf Antrag mindestens eines 
Fünftels der Mitglieder des 
Kreistages ist geheim abzustim-
men. Die geheime Abstimmung 
erfolgt durch die Abgabe von 
Stimmzetteln. Auf dem Stimm-
zettel sind die Abstimmungsal-
ternativen anzugeben oder an-
zukreuzen. Unbeschriftete 
Stimmzettel gelten als Stimm-
enthaltung. Im Übrigen finden 
die Vorschriften des Kommu-
nalwahlrechts entsprechende 
Anwendung, soweit in dieser 
Geschäftsordnung nichts Ande-
res geregelt ist.  
 

(4) Wird zum selben Tagesord-
nungspunkt sowohl ein Antrag 
auf namentliche als auch auf 
geheime Abstimmung gestellt, 
so hat der Antrag auf geheime 
Abstimmung Vorrang.  

 

§ 20 Wahlen 
 

 
 
 

(1) Wahlen werden, soweit gesetz-
lich nichts anderes vorgeschrie-
ben ist, durch offene Abstim-
mung vollzogen. 
 

(2) Auf Verlangen eines Kreistags-
abgeordneten muss die Wahl in 
geheimer Abstimmung durch 
Abgabe von Stimmzetteln erfol-
gen (§ 35 Abs. 2 KrO NRW). 
 
 
 

§ 17 Wahlen 
 

(1) Bei Wahlen muss vor der Ab-
stimmung gemäß § 35 Abs. 2 
KrO NRW ein Wahlvorschlag 
vorliegen.  Wahlen werden 
durch offene Abstimmung voll-
zogen, soweit gesetzlich nichts 
Anderes vorgeschrieben ist. 
 

(2) Wenn ein Kreistagsmitglied oder 
der Landrat/die Landrätin es 
verlangt, erfolgt die Wahl in ge-
heimer Abstimmung durch Ab-
gabe von Stimmzetteln. Auf 
dem Stimmzettel ist der Name 
des zu Wählenden anzugeben 



29 
 

 
 
 
 
 
 

(3) Die Abberufung eines Aus-
schussmitgliedes und seine Er-
setzung kann nur erfolgen, 
wenn sie einstimmig geschieht. 
Ein freiwilliges Ausscheiden er-
folgt durch Erklärung zu Proto-
koll vor dem Ausschuss oder 
durch schriftliche Verzichtserklä-
rung, die mit Eingang beim Büro 
des Kreistages wirksam wird. 

 

oder anzukreuzen. Unbeschrif-
tete Stimmzettel gelten als 
Stimmenthaltung. Im Übrigen 
finden die Vorschriften des 
Kommunalwahlrechts entspre-
chende Anwendung.  
 

(3) Die Abberufung eines Aus-
schussmitgliedes und seine Er-
setzung kann nur erfolgen, 
wenn sie einstimmig geschieht. 
Ein freiwilliges Ausscheiden er-
folgt durch Erklärung zu Proto-
koll vor dem Ausschuss oder 
durch schriftliche Verzichtserklä-
rung, die mit Eingang beim Büro 
des Kreistages wirksam wird. 

 

§ 21 Feststellung und Verkündung des 
Abstimmungs- und Wahlergebnisses 
 

(1) Der Vorsitzende stellt das Ergeb-
nis der Abstimmung fest und 
gibt es anschließend bekannt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Zweifel an der Richtigkeit des 
Abstimmungs- oder Wahlergeb-
nisses müssen unverzüglich 
nach seiner Verkündung geltend 
gemacht werden. Nach Aufruf 
des nächsten Tagesordnungs-
punktes ist dies nicht mehr zu-
lässig. Sind die Zweifel begrün-
det, muss die Abstimmung 

§ 18 Feststellung und Verkündung des 
Abstimmungs- und Wahlergebnisses 
 

(1) Der/Die Vorsitzende stellt das 
Ergebnis der Abstimmung bzw. 
Wahl fest und gibt es anschlie-
ßend bekannt. Für die Auszäh-
lung der Stimmzettel bestimmt 
der Kreistag mehrere Stimm-
zähler, die verschiedenen Frak-
tionen angehören sollen. Sie 
teilen das Ergebnis der Auszäh-
lung dem Vorsitzenden mit. 
 

(2) Zweifel an der Richtigkeit des 
Abstimmungs- oder Wahlergeb-
nisses müssen unverzüglich 
nach seiner Bekanntgabe gel-
tend gemacht werden. Sind die 
Zweifel begründet, müssen die 
Abstimmung und/oder die Aus-
zählung unverzüglich wiederholt 
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und/oder die Auszählung unver-
züglich wiederholt werden. 
 

(3) Bei Beschlüssen des Kreistages, 
die mit qualifizierter Mehrheit 
zu fassen sind, hat der Vorsit-
zende durch ausdrückliche Er-
klärung festzustellen, ob die 
qualifizierte Mehrheit dem An-
trag zugestimmt hat. 
 

(4) Bei Abstimmungen und Wahlen 
durch Stimmzettel gilt folgen-
des: 
 
1. Stimmzettel sind insbeson-

dere ungültig, wenn sie 
a) bei einer Wahl Namen 

nicht wählbarer Personen 
aufweisen, 

b) unleserlich sind, 
c) mehrdeutig sind, 
d) Zusätze enthalten oder 
e) durchgestrichen sind. 

 
2. Stimmenthaltung ist gege-

ben, wenn 
a) der Stimmzettel unbe-

schriftet ist, 
b) auf dem Stimmzettel 

durch das Wort „Enthal-
tung" oder in ähnlicher 
Weise unzweifelhaft zum 
Ausdruck gebracht ist, 
dass ein Wahlberechtig-
ter sich der Stimme ent-
hält, 

c) ein Stimmzettel trotz An-
wesenheit überhaupt 
nicht abgegeben wird. 

 

werden. Nach Aufruf des nächs-
ten Tagesordnungspunktes ist 
dies nicht mehr zulässig.  
 

(3) Bei Beschlüssen, die mit qualifi-
zierter Mehrheit zu fassen sind, 
hat der/die Vorsitzende durch 
ausdrückliche Erklärung festzu-
stellen, ob die qualifizierte 
Mehrheit dem Antrag zuge-
stimmt hat. 
 

(4) Bei Abstimmungen und Wahlen 
durch Stimmzettel gilt folgen-
des:  
 
a) Stimmzettel sind insbeson-
dere ungültig, wenn sie  
- bei einer Wahl Namen nicht 
vorgeschlagener Personen auf-
weisen,  
- unleserlich sind,  
- mehrdeutig sind,  
- Zusätze enthalten oder  
- durchgestrichen sind.  
 
b) Stimmenthaltung ist insbe-
sondere gegeben, wenn  
- der Stimmzettel unbeschriftet 
ist,  
- auf dem Stimmzettel durch das 
Wort „Stimmenthaltung“ oder 
in ähnlicher Weise unzweifelhaft 
die Stimmenthaltung zum Aus-
druck gebracht ist oder  
- ein Stimmzettel trotz Anwe-
senheit überhaupt nicht abgege-
ben wird. 
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3. Für die Auszählung der 
Stimmzettel bestimmt der 
Kreistag mehrere Stimmzäh-
ler, die verschiedenen Frakti-
onen angehören sollen. Sie 
teilen das Ergebnis der Aus-
zählung dem Vorsitzenden 
mit. 
 

4. Bei Losentscheid wird das 
Los vom Vorsitzenden gezo-
gen. 
 

Vgl. § 18 Abs. 1 S. 2 n.F. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) Bei Losentscheid wird das Los 
vom/von der Vorsitzenden ge-
zogen. 

§ 22 Verletzung der Ordnung 
 

(1) Wer nicht zur Sache spricht, 
kann von dem Vorsitzenden er-
mahnt und im Wiederholungs-
falle zur Ordnung gerufen wer-
den. 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Wer sich ungebührlicher oder 
beleidigender Äußerungen be-
dient, ist zur Ordnung zu rufen. 
Eine Aussprache über die Be-
rechtigung "zur Ordnung zu ru-
fen", ist unzulässig. Auf Antrag 
ist in der nächsten Sitzung ohne 
Aussprache darüber abzustim-
men, ob der Kreistag den Ord-
nungsruf für gerechtfertigt hält. 
 
 

(3) Beim dritten Ordnungsruf in ei-
ner Sitzung kann der Vorsit-
zende dem Redner das Wort 

§ 19 Verletzung der Ordnung 
 

(1) Redner/Rednerinnen, die sich 
nicht zum Verhandlungsgegen-
stand äußern, kann der/die 
Vorsitzende zur Sache rufen. 
Bleibt das auch im Wiederho-
lungsfall ohne Erfolg, so kann 
der/die Vorsitzende dem Red-
ner/der Rednerin das Wort für 
den zur Verhandlung stehenden 
Tagesordnungspunkt entzie-
hen. 

 
(2) Redner/Rednerinnen, die ohne 

Worterteilung das Wort an sich 
reißen oder die vorgeschrie-
bene Redezeit trotz entspre-
chender Abmahnung über-
schreiten, kann der/die Vorsit-
zende zur Ordnung rufen. Wer 
sich ungebührlich benimmt oder 
beleidigender Äußerungen be-
dient, ist zur Ordnung zu rufen.  
 
 

(3) Beim dritten Ordnungsruf in ei-
ner Sitzung ist dem Redner/der 
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entziehen. Einem Redner, dem 
das Wort entzogen wurde, kann 
es in dieser Sitzung nur mit Zu-
stimmung des Kreistages wieder 
erteilt werden. 
 

(4) Bei grober Verletzung der Ord-
nung kann ein Kreistagsabge-
ordneter nach Maßgabe des § 
36 Abs. 2 und 3 KrO NRW von ei-
ner oder mehreren Sitzungen 
des Kreistages ausgeschlossen 
werden. Der Ausschluss bewirkt, 
dass der Kreistagsabgeordnete 
für den festgelegten Zeitraum 
auch nicht an Sitzungen der Aus-
schüsse teilnehmen darf. Dem 
Ausschluss soll ein dreimaliger 
Ordnungsruf des Vorsitzenden 
vorausgehen. Der Abgeordnete 
soll beim dritten Ordnungsruf 
auf die Möglichkeit des Aus-
schlusses hingewiesen werden. 
 
 
 
 

(5) Als grobe Verletzung der Ord-
nung gelten insbesondere eine 
fortdauernde Nichtbeachtung 
der Anordnung des Vorsitzenden 
und sonstige schwere Störungen 
des Sitzungsfriedens. 
 

(6) Durch Kreistagsbeschluss kann 
einem Kreistagsabgeordneten 
die auf dem Sitzungstag entfal-
lenden Entschädigungen ganz o-
der teilweise entzogen werden. 
 
 
 

Rednerin das Wort zu entzie-
hen. Einem Redner/einer Red-
nerin, dem/der das Wort gemäß 
Satz 1 entzogen worden ist, 
kann es in dieser Sitzung nur mit 
Zustimmung des Kreistages wie-
der erteilt werden.  
 

(4) Wegen grober Verletzung der 
Ordnung kann der Kreistag ein 
Kreistagsmitglied für eine oder 
mehrere Sitzungen ausschlie-
ßen. Der/Die Vorsitzende kann 
gemäß § 36 Abs. 3 Satz 1 KrO 
NRW, soweit er/sie es für not-
wendig hält, den sofortigen 
Ausschluss des Kreistagsmitglie-
des aus der Sitzung verhängen 
und durchführen. Der Kreistag 
beschließt in der nächsten Sit-
zung über die Berechtigung die-
ser Maßnahme. Dem Ausschluss 
soll ein dreimaliger Ordnungsruf 
des/der Vorsitzenden vorausge-
hen. Das Mitglied soll beim drit-
ten Ordnungsruf auf die Mög-
lichkeit des Ausschlusses hinge-
wiesen werden.  

 
 
 
 
 
 
 
 

(5) Einem Kreistagsmitglied, das 
sich ungebührlich benimmt o-
der die Sitzung nachhaltig stört, 
können durch Beschluss des 
Kreistages die auf den Sit-
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(7) Die Beschlüsse zu den Abs. 4 und 
6 sind dem Kreistagsabgeordne-
ten schriftlich mitzuteilen. 
 

(8) Gegen Ordnungsmaßnahmen 
nach dieser Geschäftsordnung 
steht den Betroffenen der Ein-
spruch zu. Er ist spätestens bis 
zur nächsten auf die Ordnungs-
maßnahme folgenden Kreistags-
sitzung einzulegen. Über die Be-
rechtigung der Ordnungsmaß-
nahme befindet alsdann der 
Kreistag spätestens in der nächs-
ten Sitzung. Den Betroffenen ist 
Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. An der Beratung und 
Beschlussfassung über die Ord-
nungsmaßnahme wirken sie 
nicht mit. Die Entscheidung des 
Kreistages ist den Betroffenen 
zuzustellen. 

 

zungstag entfallenden Entschä-
digungen entzogen werden. 
Setzt das Kreistagsmitglied sein 
ordnungswidriges Verhalten 
fort, so kann es für einen im Be-
schluss festzulegenden Zeit-
raum von dieser und weiteren 
Kreistagssitzungen ausgeschlos-
sen werden. Der Ausschluss be-
wirkt, dass das Kreistagsmit-
glied für den festgelegten Zeit-
raum auch nicht an Sitzungen 
der Ausschüsse teilnehmen 
darf. 
 

(6) Eine Aussprache über die Be-
rechtigung eines Ordnungsrufs 
ist unzulässig. Gegen Ordnungs-
maßnahmen nach dieser Ge-
schäftsordnung steht den Be-
troffenen der Einspruch zu. Er 
ist spätestens bis zur nächsten 
auf die Ordnungsmaßnahme 
folgenden Kreistagssitzung ein-
zulegen. Über die Berechtigung 
der Ordnungsmaßnahme befin-
det alsdann der Kreistag spätes-
tens in der nächsten Sitzung. 
Den Betroffenen ist Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu ge-
ben. An der Beratung und Be-
schlussfassung über die Ord-
nungsmaßnahme wirken sie 
nicht mit. Die Entscheidung des 
Kreistags ist den Betroffenen 
unverzüglich zuzuleiten.  
 

(7) Entsteht im Kreistag störende 
Unruhe, so kann der Vorsit-
zende die Sitzung unterbrechen 
oder aufheben, wenn auf an-
dere Weise die Ordnung nicht 
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wiederherzustellen ist. Kann 
sich der Vorsitzende kein Gehör 
verschaffen, so verlässt er sei-
nen Platz. Die Sitzung ist 
dadurch unterbrochen. 

 

§ 23 Unterbrechung und Aufhebung 
der Sitzung 
 
Entsteht im Kreistag störende Unruhe, 
so kann der Vorsitzende die Sitzung un-
terbrechen oder aufheben, 
wenn auf andere Weise die Ordnung 
nicht wiederherzustellen ist. Kann sich 
der Vorsitzende kein 
Gehör verschaffen, so verlässt er sei-
nen Platz. Die Sitzung ist dadurch un-
terbrochen. 
 

 
 
 
Vgl. § 19 Abs. 7 n.F. 

§ 24 Sitzungsniederschriften 
 

(1) Über jede Sitzung des Kreistages 
wird vom Schriftführer eine Nie-
derschrift gefertigt, die vom 
Landrat und von einem vom 
Kreistag zu bestellenden Schrift-
führer zu unterzeichnen ist. Die 
Niederschrift hat die gestellten 
Anträge und die gefassten Be-
schlüsse unter Angabe des Ab-
stimmungsergebnisses in der 
Reihenfolge der Beratung zu 
enthalten. 
 

(2) Jeder Kreistagsabgeordnete 
kann verlangen, dass seine von 
der Mehrheit abweichende 
Stimme oder seine Stimmenthal-
tung in der Niederschrift gege-
benenfalls mit Begründung na-
mentlich vermerkt wird. Das 
gleiche gilt für kurze wörtlich zu 

§ 20 Niederschrift 
 

(1) Der Kreistag bestellt für die Er-
stellung der Niederschriften auf 
Vorschlag des Landrats/der 
Landrätin eine/n Bedienstete/n 
der Kreisverwaltung zum/zur 
Schriftführer/in und dessen 
Vertreter/Vertreterin. 
 
 
 
 
 
 

(2) Die Niederschrift muss enthal-
ten:  
a) Tag, Ort, Beginn, Dauer einer 
Unterbrechung und Ende der 
Sitzung,  
b) die Namen der anwesenden 
und fehlenden Kreistagsmitglie-
der,  
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formulierende Stellungnahmen 
zu Tagesordnungspunkten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

c) die Namen der sonstigen an 
den Beratungen teilnehmenden 
Personen,  
d) die behandelten Tagesord-
nungspunkte und Beratungsge-
genstände, die Anträge, die zur 
Abstimmung gestellt wurden 
und den Wortlaut der Be-
schlüsse sowie die Ergebnisse 
der Wahlen,  
e) bei Abstimmungen und Wah-
len:  
- auf Verlangen eines Kreistags-
mitgliedes das Stimmenverhält-
nis einschließlich der Stimment-
haltungen und der Gegenstim-
men,  
- bei namentlicher Abstim-
mung, wie jedes Kreistagsmit-
glied gestimmt hat,  
- bei Wahlen durch Stimmzettel 
die Zahlen der Stimmen für die 
einzelnen Bewerber und Be-
werberinnen,  
- bei Losentscheid die Beschrei-
bung des Losverfahrens,  
- Erklärungen von Kreistagsmit-
gliedern, die zur Vermeidung 
der Haftung nach § 28 Abs. 3 
KrO NRW abgegeben wurden,  
- auf ausdrücklichen Wunsch 
des / der Vorsitzenden oder des 
Kreistagsmitglieds kurze wört-
lich zu formulierende Stellung-
nahmen zu Tagesordnungs-
punkten oder einem Abstim-
mungsverhalten,  
- die Beanstandungen der Rich-
tigkeit eines festgestellten Ab-
stimmungs- und Wahlergebnis-
ses gemäß § 18 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung und  
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(3) Die Niederschrift ist jedem Kreis-
tagsmitglied zuzusenden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

- die Erklärung des/der Vorsit-
zenden, dass eine erforderliche 
qualifizierte Mehrheit oder 
Minderheit erreicht wurde, 
f) den wesentlichen Inhalt der 
Antworten auf Anfragen, so-
weit die Antwort nicht schrift-
lich vorliegt und  
g) Ordnungsmaßnahmen.  
 

Vgl. § 20 Abs. 4 S.3, Abs. 6 n.F. 
 

 
(3) Die Niederschrift kann eine ge-

drängte Wiedergabe des Ver-
handlungsverlaufs enthalten. 
 

(4) Die Niederschrift wird von 
dem/der Vorsitzenden und dem 
Schriftführer/der Schriftführe-
rin unterzeichnet. Verweigert 
einer/eine der Genannten die 
Unterschrift, so ist dies in der 
Niederschrift zu vermerken. Die 
Niederschrift ist allen Kreistags-
mitgliedern unverzüglich zuzu-
leiten.  
 

(5) Um die Erstellung der Nieder-
schrift zu erleichtern, dürfen 
Tonmitschnitte von Sitzungen 
abweichend von § 7 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung auch dann 
erfolgen, wenn der Kreistag 
dies im Übrigen nicht geneh-
migt. Sie dürfen ausschließlich 
von den in Absatz 4 Satz 1 ge-
nannten Personen zur Erstel-
lung der Niederschrift genutzt 
werden. Ist bis spätestens in 
der auf die Zuleitung der Nie-
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(4) Werden gegen die Niederschrift 

innerhalb von zwei Wochen 
nach dem Tage der Absendung 
keine schriftlichen Einwendun-
gen erhoben, gilt sie als aner-
kannt. 

 

derschrift folgenden Kreistags-
sitzung kein Wunsch zur Ände-
rung der Niederschrift geäußert 
worden, so ist der Tonmit-
schnitt unverzüglich zu löschen. 
Wird ein Änderungswunsch ge-
äußert, so kann zur Klärung der 
Berechtigung dieses Wunsches 
bis zur nächstfolgenden Kreis-
tagssitzung der Tonmitschnitt 
abweichend von Satz 2 von 
dem Kreistagsmitglied, das ei-
nen Änderungswunsch vor-
trägt, und von den in Absatz 4 
Satz 1 genannten Personen ge-
meinsam abgehört werden, um 
eine gütliche Einigung über die 
Niederschrift zu erreichen. Das 
Ergebnis dieser Einigungsbemü-
hungen ist dem Kreistag vorzu-
tragen und in der Niederschrift 
zu vermerken. Anschließend ist 
der Tonmitschnitt unverzüglich 
zu löschen.  
 

(6) Die Niederschrift ist allen Kreis-
tagsmitgliedern in der Form zu-
zuleiten, in der die Einberufung 
erfolgt. Dabei ist sicherzustel-
len, dass unbefugte Dritte kei-
nen Zugriff auf den Teil der Nie-
derschrift nehmen können, der 
in nichtöffentlicher Sitzung be-
handelt wurde. 

 

§ 25 Schriftführer 
 
Der Kreistag bestellt auf Vorschlag des 
Landrates seinen Schriftführer und des-
sen Vertreter. 
 

 
 
Vgl. § 20 Abs. 1 n.F. 

§ 26 Film- und Tonbandaufnahmen  
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(1) Der Schriftführer bedient sich bei 

der Erstellung der Niederschrift 
einer Tonbandaufzeichnung. 
 

(2) Film- sowie Tonbandaufnahmen 
dürfen in den Sitzungen im Übri-
gen nur mit Genehmigung des 
Kreistages gemacht werden, wo-
bei gleichzeitig über die Verwen-
dung der Aufzeichnungen zu be-
schließen ist. 

 

 
Vgl. § 20 Abs. 5 n.F. 

§ 27 Unterrichtung der Öffentlichkeit 
 

(1) Über den wesentlichen Inhalt 
der vom Kreistag gefassten Be-
schlüsse ist die Öffentlichkeit 
dadurch zu unterrichten, dass 
die Beschlüsse der örtlichen 
Presse zugänglich gemacht wer-
den. 
 
 
 
 
 
 

(2) Die Unterrichtung der Öffent-
lichkeit erfolgt grundsätzlich 
auch über den Gegenstand und 
das Ergebnis der Beratungen des 
Kreistages in nichtöffentlicher 
Sitzung, es sei denn, der Kreistag 
beschließt im Einzelfall aus-
drücklich etwas anderes oder es 
stehen dem Gründe des öffentli-
chen Wohls oder berechtigte 
Ansprüche und Interessen Drit-
ter entgegen. 

 

§ 21 Unterrichtung der Öffentlichkeit 
 

(1) Über den wesentlichen Inhalt 
der vom Kreistag gefassten Be-
schlüsse ist die Öffentlichkeit in 
geeigneter Weise zu unterrich-
ten. Dies kann dadurch gesche-
hen, dass der Landrat/die Land-
rätin den Wortlaut eines vom 
Kreistag gefassten Beschlusses 
in öffentlicher Sitzung verliest 
und ihn erforderlichenfalls au-
ßerdem der örtlichen Presse zu-
gänglich macht. 
  

(2) Die Unterrichtung der Öffent-
lichkeit erfolgt grundsätzlich 
auch über Beschlüsse des Kreis-
tages, die in nichtöffentlicher 
Sitzung gefasst werden, es sei 
denn, der Kreistag beschließt im 
Einzelfall ausdrücklich etwas An-
deres oder es stehen dem 
Gründe des öffentlichen Wohls 
oder berechtigte Ansprüche und 
Interessen Dritter entgegen. 

 

§ 28 Kreisausschuss und Ausschüsse § 22 Ausschüsse des Kreistages 
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(1) § 12a findet auf die Sitzungen 

der Fachausschüsse keine An-
wendung. Auf die Sitzungen des 
Kreisausschusses und der Fach-
ausschüsse findet, soweit nicht 
in besonderen Vorschriften et-
was anderes bestimmt ist, diese 
Geschäftsordnung, ausgenom-
men § 13 Abs. 3 Satz 2 und 3, 
mit folgender Maßgabe entspre-
chende Anwendung: 
 
a) Die Ausschüsse werden von 

ihrem Vorsitzenden, im Falle 
seiner Verhinderung von sei-
nem Stellvertreter eingela-
den. Die Ladungsfrist beträgt 
mindestens sieben Kalender-
tage. Die Frist gilt als ge-
wahrt, wenn die Einladung 
acht Tage vor der Sitzung zur 
Post gegeben ist. Der Landrat 
beruft im Bedarfsfalle den 
Ausschuss für den Fall ein, 
dass der Ausschussvorsit-
zende und sein Stellvertreter 
verhindert sind. Sind der Vor-
sitzende und sein Stellvertre-
ter auch am Sitzungstag ver-
hindert, leitet der am längs-
ten dem Kreistag angehö-
rende Kreistagsabgeordnete 
die Sitzung. Bei gleicher 
Dauer der Zugehörigkeit zum 
Kreistag entscheidet das hö-
here Lebensalter. 

b) Die Tagesordnung der Aus-
schusssitzung setzt der Vor-
sitzende des Ausschusses 
nach Benehmen mit dem 
Landrat fest.  

 
(1) Für die Sitzungen der Aus-

schüsse des Kreistages finden 
grundsätzlich die für die Sitzung 
des Kreistages geltenden Best-
immungen dieser Geschäftsord-
nung Anwendung. § 11 findet 
auf die Sitzungen der Fachaus-
schüsse keine Anwendung. 

 
(2) Dabei sind folgende Abwei-

chungen zu beachten:  
 
1. Ausschüsse werden von ih-

rem/ihrer Vorsitzenden, im 
Falle seiner/ihrer Verhinde-
rung vom/von der stellver-
tretenden Vorsitzenden ein-
berufen.  
 
 
 
Der Landrat beruft im Be-
darfsfalle den Ausschuss für 
den Fall ein, dass der/die 
Ausschussvorsitzende und 
sein/e/ihr/e Stellvertreter/in 
verhindert sind. Sind der/die 
Vorsitzende und sein/e/ihr/e 
Stellvertreter/in auch am Sit-
zungstag verhindert, leitet 
das am längsten dem Kreis-
tag angehörende Kreistags-
mitglied die Sitzung. Bei glei-
cher Dauer der Zugehörigkeit 
zum Kreistag entscheidet das 
höhere Lebensalter. Die Ta-
gesordnung der Ausschuss-
sitzung setzt der/die Vorsit-
zende des Ausschusses im 
Benehmen mit dem Land-
rat/der Landrätin fest. 
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Schriftliche Anträge werden 
vom Kreisausschuss an die 
zuständigen Fachausschüsse 
verwiesen, soweit sie nicht 
unmittelbar und ausdrücklich 
an einen Fachausschuss bzw. 
dessen Vorsitzenden gerich-
tet sind. In der Sitzung kön-
nen durch Beschluss weitere 
Punkte auf die Tagesordnung 
gesetzt werden. Dies gilt 
nicht, wenn der Ausschuss in 
der Angelegenheit selbst Ent-
scheidungsbefugnis hat. In 
diesem Falle ist eine Erweite-
rung der Tagesordnung nur 
in dringenden Angelegenhei-
ten möglich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Schriftliche Anträge werden 
vom Kreisausschuss an die 
zuständigen Fachausschüsse 
verwiesen, soweit sie nicht 
unmittelbar und ausdrücklich 
an einen Fachausschuss bzw. 
dessen Vorsitzenden gerich-
tet sind. In der Sitzung kön-
nen durch Beschluss weitere 
Punkte auf die Tagesordnung 
gesetzt werden. Dies gilt 
nicht, wenn der Ausschuss in 
der Angelegenheit selbst Ent-
scheidungsbefugnis hat. In 
diesem Falle ist eine Erweite-
rung der Tagesordnung nur 
in dringenden Angelegenhei-
ten möglich. 

 
2. Ausschussmitglieder und 
stellvertretende Ausschussmit-
glieder, die nicht Mitglieder des 
Kreistages sind, erhalten die 
Einladungen zu den Sitzungen 
und die sonstigen Sitzungsun-
terlagen grundsätzlich in 
schriftlicher Form. Auf Antrag 
kann anstelle einer schriftlichen 
Ladung die Ladung auf elektro-
nischem Weg nach Maßgabe 
des § 1 Abs. 2 und 3 erfolgen. In 
diesem Fall werden auch die 
Beratungsunterlagen (Vorlagen, 
Mitteilungen) und die Nieder-
schriften auf elektronischem 
Weg zur Verfügung gestellt. 
 
3. Einladungen zu Ausschusssit-
zungen sollen den Ausschuss-
mitgliedern mindestens 7 Tage 
vor der Sitzung entsprechend 
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c) Ist ein Ausschussmitglied ver-

hindert, an der Sitzung teilzu-
nehmen, so hat es für die Be-
nachrichtigung seines Stell-
vertreters und die Übermitt-
lung der Unterlagen zu sor-
gen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
d) Die Sitzungen beginnen 

grundsätzlich um 16.00 Uhr 
und sollen in der Regel nicht 
über 19.00 Uhr hinausgehen. 
Eine Verlängerung der Sit-
zungsdauer um bis zu 1 
Stunde kann nur mit Zustim-
mung einer Mehrheit von 

des in § 1 Abs. 2 und 3 genann-
ten Übermittlungswegs zuge-
hen.  Die nicht dem Ausschuss 
angehörenden Kreistagsmitglie-
der erhalten entsprechend der 
Regelungen des § 1 Abs. 2 und 
3 die Einladung mit der Tages-
ordnung. Bezüglich des Kreis-
ausschusses gilt dies auch hin-
sichtlich der Vorlagen.  
 
4. Ist ein Ausschussmitglied ver-
hindert, an der Sitzung teilzu-
nehmen, so hat es unverzüglich 
den Vorsitzenden/die Vorsit-
zende und den festgelegten 
Vertreter/die festgelegte Ver-
treterin zu verständigen und für 
die Übermittlung der Unterla-
gen an den Vertreter / die Ver-
treterin zu sorgen. 
 
5. Schriftführer/Schriftführerin 
für die Ausschüsse ist der Land-
rat/die Landrätin. Er/Sie kann 
zur Abfassung und Unterzeich-
nung der Niederschrift Bediens-
tete der Kreisverwaltung heran-
ziehen. Die Niederschriften der 
Ausschusssitzungen sind neben 
den Ausschussmitgliedern auch 
den übrigen Kreistagsmitglie-
dern zur Verfügung zu stellen.  
 
6. Die Sitzungen beginnen 
grundsätzlich um 16 Uhr und 
sollen in der Regel nicht über 19 
Uhr hinausgehen. Eine Verlänge-
rung der Sitzungsdauer um bis 
zu einer Stunde kann nur mit Zu-
stimmung einer Mehrheit von 
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zwei Dritteln der Anwesen-
den erfolgen. 

 
(2) Sachkundige Bürger können 

auch an nichtöffentlichen Sit-
zungen von den Ausschüssen 
teilnehmen, in die sie nicht be-
stellt wurden, soweit Angelegen-
heiten aus dem Geschäftsbe-
reich ihres Ausschusses behan-
delt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(3) Vom Kreistag auf Zeit für be-
stimmte Aufgaben gebildete Un-
terausschüsse sind keine Aus-
schüsse im Sinne von Absatz 1. 
 

(4) Über die Abgrenzung der Zu-
ständigkeiten der Ausschüsse 
beschließt der Kreistag. 

 

zwei Dritteln der Anwesenden 
erfolgen. 
 
 
 

(3) Mitglieder von Ausschüssen 
können an nichtöffentlichen Sit-
zungen anderer Ausschüsse als 
Zuhörer/Zuhörerinnen teilneh-
men, soweit deren Aufgaben-
bereich durch den Beratungsge-
genstand berührt wird. 
 

(4) Ein freiwilliges Ausscheiden aus 
dem Ausschuss erfolgt durch Er-
klärung zu Protokoll vor dem 
Ausschuss oder durch schriftli-
che Verzichtserklärung gegen-
über dem/der Ausschussvorsit-
zenden oder dem Landrat/der 
Landrätin. 
 

(5) Vom Kreistag auf Zeit für be-
stimmte Aufgaben gebildete Un-
terausschüsse sind keine Aus-
schüsse im Sinne von Absatz 1. 
 

(6) Über die Abgrenzung der Zu-
ständigkeiten der Ausschüsse 
beschließt der Kreistag. 

 

§ 29 Fraktionen 
 

(1) Kreistagsmitglieder können sich 
zu einer Fraktion zusammen-
schließen. Jedes Kreistagsmit-
glied kann nur einer Fraktion an-
gehören. Eine Fraktion muss aus 
mindestens 3 Kreistagsmitglie-
dern bestehen. 
 

§ 23 Fraktionen 
 

(1) Kreistagsmitglieder können sich 
zu einer Fraktion zusammen-
schließen. Jedes Kreistagsmit-
glied kann nur einer Fraktion an-
gehören. Eine Fraktion muss aus 
mindestens 3 Kreistagsmitglie-
dern bestehen. 
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(2) Die Fraktionen können Kreis-
tagsabgeordnete, die keiner 
Fraktion angehören, als Hospi-
tanten aufnehmen. Bei der Fest-
legung der Mindeststärke einer 
Fraktion zählen Hospitanten 
nicht mit. 
 

(3) Die Fraktionen geben sich ein 
Statut, das demokratischen und 
rechtsstaatlichen Grundsätzen 
entsprechen und Regelungen 
über das Abstimmungsverfah-
ren, die Aufnahme und den Aus-
schluss aus der Fraktion enthal-
ten muss. Entspricht ein Statut 
diesen Anforderungen nicht, so 
kann der Kreistag einer Fraktion 
den Fraktionsstatus entziehen, 
wenn diese einer Aufforderung 
des Kreistages innerhalb einer 
vom Kreistag gesetzten Frist 
nicht nachkommt, die Mängel 
ihres Status zu beseitigen. 
 

(4) Die Bildung einer Fraktion ist 
dem Landrat vom Fraktionsvor-
sitzenden schriftlich anzuzeigen. 
Die Mitteilung muss die genaue 
Bezeichnung der Fraktion, die 
Namen des Fraktionsvorsitzen-
den, seiner Stellvertreter, aller 
der Fraktion angehörenden 
Kreistagsmitglieder einschließ-
lich der Hospitanten und der zur 
Verschwiegenheit verpflichteten 
Mitarbeiter der Fraktion enthal-
ten. Ferner ist das Statut der 
Fraktion vorzulegen und anzuge-
ben, wer berechtigt ist, für die 
Fraktion Anträge zu stellen oder 

(2) Die Fraktionen können Kreis-
tagsmitglieder, die keiner Frak-
tion angehören, als Hospitanten 
aufnehmen. Bei der Festlegung 
der Mindeststärke einer Frak-
tion zählen Hospitanten nicht 
mit. 

 
(3) Die Fraktionen geben sich ein 

Statut, das demokratischen und 
rechtsstaatlichen Grundsätzen 
entsprechen und Regelungen 
über das Abstimmungsverfah-
ren, die Aufnahme und den Aus-
schluss aus der Fraktion enthal-
ten muss. Entspricht ein Statut 
diesen Anforderungen nicht, so 
kann der Kreistag einer Fraktion 
den Fraktionsstatus entziehen, 
wenn diese einer Aufforderung 
des Kreistages innerhalb einer 
vom Kreistag gesetzten Frist 
nicht nachkommt, die Mängel 
ihres Statuts zu beseitigen. 
 

(4) Die Bildung einer Fraktion ist 
dem Landrat vom Fraktionsvor-
sitzenden schriftlich anzuzeigen. 
Die Mitteilung muss die genaue 
Bezeichnung der Fraktion, die 
Namen des Fraktionsvorsitzen-
den, seiner Stellvertreter, aller 
der Fraktion angehörenden 
Kreistagsmitglieder einschließ-
lich der Hospitanten und der zur 
Verschwiegenheit verpflichteten 
Mitarbeiter der Fraktion enthal-
ten. Ferner ist das Statut der 
Fraktion vorzulegen und anzuge-
ben, wer berechtigt ist, für die 
Fraktion Anträge zu stellen oder 
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sonstige Erklärungen abzuge-
ben. Unterhält die Fraktion eine 
Geschäftsstelle, so hat die Mit-
teilung auch die Anschrift der 
Geschäftsstelle zu enthalten. 
Änderungen sind dem Landrat 
ebenfalls anzuzeigen.  
 

(5) Die Fraktionen haben dafür 
Sorge zu tragen, dass Angele-
genheiten deren Geheimhaltung 
ihrer Natur nach erforderlich, 
besonders vorgeschrieben oder 
vom Kreistag oder seinen Aus-
schüssen beschlossen worden 
ist, vertraulich behandelt wer-
den und Dritten nicht zugänglich 
sind. Dies gilt insbesondere für 
Angelegenheiten, die in nichtöf-
fentlicher Sitzung behandelt 
werden oder werden müssen. 
Soweit schützenswerte Interes-
sen einzelner betroffen sind, 
dürfen personenbezogene Da-
ten nur an zur Verschwiegenheit 
verpflichtete Personen offen-
bart werden, soweit dies für de-
ren Arbeit als Kreistagsmitglied 
oder Ausschussmitglied oder 
Mitarbeiter der Fraktion erfor-
derlich ist. Schriftliche Unterla-
gen sind so aufzubewahren, 
dass zu ihnen nur bei Vorliegen 
der Voraussetzungen des Satzes 
3 Zugang besteht. Bei Auflösung 
einer Fraktion sind diese schrift-
lichen Unterlagen zu vernichten 
oder an das Archiv des Kreises 
zur Aufbewahrung abzugeben. 

 

sonstige Erklärungen abzuge-
ben. Unterhält die Fraktion eine 
Geschäftsstelle, so hat die Mit-
teilung auch die Anschrift der 
Geschäftsstelle zu enthalten. 
Änderungen sind dem Landrat 
ebenfalls anzuzeigen. 
 

(5) Die Fraktionen haben dafür 
Sorge zu tragen, dass Angele-
genheiten deren Geheimhaltung 
ihrer Natur nach erforderlich, 
besonders vorgeschrieben oder 
vom Kreistag oder seinen Aus-
schüssen beschlossen worden 
ist, vertraulich behandelt wer-
den und Dritten nicht zugänglich 
sind. Dies gilt insbesondere für 
Angelegenheiten, die in nichtöf-
fentlicher Sitzung behandelt 
werden oder werden müssen. 
Soweit schützenswerte Interes-
sen einzelner betroffen sind, 
dürfen personenbezogene Da-
ten nur an zur Verschwiegenheit 
verpflichtete Personen offen-
bart werden, soweit dies für de-
ren Arbeit als Kreistagsmitglied 
oder Ausschussmitglied oder 
Mitarbeiter der Fraktion erfor-
derlich ist. Schriftliche Unterla-
gen sind so aufzubewahren, 
dass zu ihnen nur bei Vorliegen 
der Voraussetzungen des Satzes 
3 Zugang besteht. Bei Auflösung 
einer Fraktion sind diese schrift-
lichen Unterlagen zu vernichten 
oder an das Archiv des Kreises 
zur Aufbewahrung abzugeben. 

§ 30 Änderung und Abweichung von 
der Geschäftsordnung 

§ 24 Abweichung von der Geschäfts-
ordnung 
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(1) Von einzelnen Bestimmungen 

dieser Geschäftsordnung kann, 
soweit sie nicht gesetzlich oder 
in der Hauptsatzung verankert 
sind, für die Dauer einer Sitzung 
durch einstimmigen Beschluss 
abgewichen werden. 
 

(2) Anträge auf Änderung der Ge-
schäftsordnung sind im Übrigen 
dem Kreistag bekannt zu geben. 
Über sie ist frühestens in der 
nächsten Sitzung des Kreistages 
zu entscheiden. 

 

 
(1) Von einzelnen Bestimmungen 

dieser Geschäftsordnung kann, 
soweit sie nicht im Gesetz oder 
in der Hauptsatzung verankert 
sind, für die Dauer einer Sitzung 
durch einstimmigen Beschluss 
abgewichen werden.  
 

(2) Anträge auf Änderung der Ge-
schäftsordnung sind im Übrigen 
dem Kreistag bekannt zu geben. 
Über sie ist frühestens in der 
nächsten Sitzung des Kreistages 
zu entscheiden. 

§ 31 Funktionsbezeichnungen 
 
Die Funktionsbezeichnungen im Text 
dieser Geschäftsordnung werden in 
weiblicher oder männlicher 
Form geführt. 
 

 
 
entfällt 

§ 32 Inkrafttreten 
 
Diese Geschäftsordnung tritt rückwir-
kend zum 01. Oktober 1999 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die bisher 
geltende Geschäftsordnung für den 
Kreistag des Rhein-Sieg-Kreises vom 
17. Oktober 1994 einschließlich 
aller Nachträge außer Kraft. 
 

§ 25 Inkrafttreten 
 
Diese Geschäftsordnung tritt am Tag 
nach der Verabschiedung in Kraft. 

Die vom Kreistag des Rhein-Sieg-Krei-
ses am 19.06.2006 beschlossene Ände-
rung der Geschäftsordnung 
(§ 13 Abs. 3 Satz 2 und 3 und Abs. 4 so-
wie § 28 Abs. 1 Satz 1) ist am 
20.06.2006 in Kraft getreten. 
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Die vom Kreistag des Rhein-Sieg-Krei-
ses am 06.07.2017 beschlossene Ände-
rung der Geschäftsordnung 
ist am 07.07.2017 in Kraft getreten. 
 

 

Die vom Kreistag des Rhein-Sieg-Krei-
ses am 27.09.2018 beschlossene Ände-
rung der Geschäftsordnung 
ist am 28.09.2018 in Kraft getreten. 
 

 

Die vom Kreistag des Rhein-Sieg-Krei-
ses am 23.06.2020 beschlossene Ände-
rung der Geschäftsordnung 
ist am 24.06.2020 in Kraft getreten. 
 

 

 Anlage 1 zu § 1 der Geschäftsordnung 
für den Kreistag des Rhein-Sieg-Krei-
ses 
 
Auf das Kreistagsinformationssystem 
kann u.a. über eine App auf den Tab-
let-Computern zugegriffen werden, 
die den Kreistagsmitgliedern für die 
Dauer der Wahlperiode bzw. Zugehö-
rigkeit zum Kreistag zur Verfügung ge-
stellt werden. Die technische Anlei-
tung in Form eines Handbuchs wird 
den Kreistagsmitgliedern digital zur 
Verfügung gestellt. Ein Zugriff auf den 
öffentlichen wie auf den passwortge-
schützten Bereich des Kreistagsinfor-
mationssystems für die Kreistagsmit-
glieder ist ebenfalls über einen Inter-
net-Browser und einen PDF-Reader 
möglich. 
Zu Beginn einer Wahlperiode wird 
den Kreistagsmitgliedern eine Einfüh-
rung in die digitale Gremienarbeit an-
geboten. 
 

 


